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1. Instanz

Aktenzeichen S 20 SO 73/05 ER
Datum 04.08.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 23 B 1035/05 SO ER
Datum 11.11.2005

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts Potsdam vom 04. August
2005 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der Antragsgegner hat dem Antragsteller die
notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des Beschwerdeverfahrens zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Bewilligung einer Einzelfallhilfe zum Besuch der
Grundschule T im Schuljahr 2005/2006.

Der 1996 geborene Antragsteller leidet unter einem Down-Syndrom, das als
geistige Behinderung anerkannt ist.

Der Antragsteller wurde ursprÃ¼nglich mit Bescheid des Staatlichen Schulamts
WÃ¼nsdorf vom 18. Juni 2003 der FÃ¶rderschule fÃ¼r geistig Behinderte
zugewiesen. Sein hiergegen eingelegter Widerspruch war zunÃ¤chst erfolglos
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(Widerspruchsbescheid vom 06. August 2003). Mit Bescheid vom 19. August 2003
hob das Staatliche Schulamt WÃ¼nsdorf den Zuweisungsbescheid vom 18. Juni
2003 in der Fassung des Widerspruchsbescheids vom 6. August 2003 auf und
sprach die Aufnahme des Antragstellers in der Grundschule T aus. Seit dem
Schuljahr 2003/2004 wird der Antragsteller in dieser Grundschule im gemeinsamen
Unterricht nach den Unterrichtsvorgaben der FÃ¶rderschule fÃ¼r geistig Behinderte
beschult.

In den vorangehenden Schuljahren unterstÃ¼tzte der Beigeladene als
SchulaufsichtsbehÃ¶rde den Schulbesuch des Antragstellers, indem er

â�� in der ersten HÃ¤lfte des Schuljahres 2003/2004 eine sonderpÃ¤dagogische
Fachkraft im zeitlichen Umfang von 5 Stunden je Woche,

â�� in der zweiten HÃ¤lfte dieses Schuljahres diesen Einsatz auf 7 Stunden je
Woche erhÃ¶hte und daneben eine Helferin zur Betreuung des Antragstellers im
zeitlichen Umfang von 10 Stunden je Woche

â�� und im Schuljahr 2004/2005 eine sonderpÃ¤dagogische Fachkraft im Umfang
von 6 Stunden je Woche einsetzte.

Die Eltern finanzierten ergÃ¤nzend eine Einzelfallhelferin. Die Erstattung der Kosten
fÃ¼r die Einzelfallhilfe ist Gegenstand der beim Sozialgericht Potsdam anhÃ¤ngigen
Klagen S 20 SO 47/05 und S 20 SO 48/05.

Mit Schreiben vom 06. Juli 2005 beantragte der Antragsteller den Erlass einer
einstweiligen Anordnung zur Einzelfallhilfe im Schuljahr 2005/2006.

Der Antragsteller hat beantragt,

den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung vorlÃ¤ufig zu
verpflichten, vom Beginn des Schuljahres 2005/2006 (Montag, den 08. August 2005)
dem Antragsteller Einzelfallhilfe im Umfang von 20 Wochenstunden zu gewÃ¤hren.

Der Antragsgegner hat beantragt,

den Antrag abzulehnen.

Der Beigeladene hat keinen Antrag gestellt.

Das Sozialgericht hat Beweis erhoben durch AnhÃ¶rung der Klassenlehrerin des
Antragstellers und hat die Schulleiterin zum Sachverhalt angehÃ¶rt. Wegen des
Ergebnisses der Beweisaufnahme und der AnhÃ¶rung wird auf die
Sitzungsniederschrift vom 02. August 2005 (Bl. 31ff. der Gerichtsakte) Bezug
genommen.

Mit Beschluss vom 04. August 2005 hat das Sozialgericht den Antragsgegner im
Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, dem Antragsteller im Schuljahr
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2005/2006 vom 08. August 2005 an, lÃ¤ngstens jedoch bis zu einer
rechtskrÃ¤ftigen Hauptsacheentscheidung, Einzelfallhilfe zu seiner Beschulung
durch die Grundschule T im zeitlichen Umfang von 20 Stunden je Schulwoche zu
erbringen. Zur BegrÃ¼ndung hat das Gericht ausgefÃ¼hrt, nach dem Ergebnis der
gerichtlichen Beweisaufnahme und unter WÃ¼rdigung der von der Schulleiterin im
ErÃ¶rterungstermin gegebenen Schilderungen sei von einem Rechtsanspruch des
Antragstellers auf Eingliederungshilfe in dem tenorierten Umfang auszugehen.

Gegen den am 08. August 2005 zugestellten Beschluss hat der Antragsgegner am
12. August 2005 Beschwerde eingelegt. Er bestreitet die Angemessenheit der
Schulbildung des Antragstellers in der Grundschule T. Eine Zuweisung durch das
Staatliche Schulamt liege nicht vor. Die Aufnahme des Antragstellers an der
Grundschule T sei lediglich aufgrund Intervention der Eltern erklÃ¤rt worden. Dies
sei keine Zuweisung im schulrechtlichen Sinne. Eine schulische Integration des
Antragstellers habe von vornherein nur aufgrund der Inanspruchnahme von
Einzelfallhelfern erfolgen kÃ¶nnen. Bei dem behaupteten Hilfebedarf handele es
sich Ã¼berwiegend um einen Bedarf im Zusammenhang mit der Realisierung des
Beschulungsauftrages und nicht um pflegerische Hilfen oder Hilfen bei
lebenspraktischen Aufgaben, fÃ¼r die im Einzelfall Eingliederungshilfe zu
gewÃ¤hren wÃ¤re. Dies werde u. a. auch deutlich aus der ErhÃ¶hung der
Stundenanzahl der Einzelfallhilfe wÃ¤hrend der Zeit, in der die SozialpÃ¤dagogin
auf Klassenfahrt war. Eine Hilfe im Umfang von 20 Stunden pro Woche sei nicht
erforderlich, da im vorherigen Schuljahr die Integration bei einem zusÃ¤tzlichen
Betreuungsumfang von 10 Stunden pro Woche, neben den Stunden der
sonderpÃ¤dagogischen FÃ¶rderung, mÃ¶glich war. Die Aussagen der Schule
stÃ¼nden im Widerspruch zu dem Entwicklungsbericht der SonderpÃ¤dagogin, aus
dem hervorgehe, dass der Antragsteller nur noch gelegentliche UnterstÃ¼tzung
oder Anleitung brauche. Die Notwendigkeit einer Rund-um-die-Uhr-Betreuung gehe
aus diesem Bericht nicht hervor. Es sei auch nicht nachvollziehbar, warum nicht die
Lehrerin einen Teil der angeblich erforderlichen Hilfestellungen fÃ¼r den
Antragsteller erbringen kÃ¶nne. FÃ¼r die Erbringung der Hilfeleistung sei ferner
keine ausgebildete pÃ¤dagogische oder sonderpÃ¤dagogische Fachkraft
erforderlich. Von Antragsgegnern in anderen Verfahren finanzierte HilfskrÃ¤fte im
Rahmen der Eingliederungshilfe als Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung
wÃ¼rden auf der Basis eines Stundensatzes von 6,00 EUR Ã¼bernommen. Im
Ã�brigen sei dem Antragsteller zuzumuten, die Einzelfallhilfe vorÃ¼bergehend aus
den ihm gewÃ¤hrten Leistungen der Pflegekasse â�� der Antragsteller erhalte
Pflegegeld der Pflegestufe II â�� zu finanzieren.

Der Antragsgegner beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Beschluss vom 04. August 2005 des Sozialgerichts Potsdam aufzuheben und
den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung vom 07. Juli 2005
zurÃ¼ckzuweisen.

Der Antragsteller beantragt,

die Beschwerde des Antragsgegners zurÃ¼ckzuweisen.
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Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Dass er in der zweiten
HÃ¤lfte des vergangenen Schuljahres nur 10 Stunden an zusÃ¤tzlicher Betreuung
erhalten habe, Ã¤ndere nichts daran, dass er den geltend gemachten Bedarf habe.
Ein kostengÃ¼nstigeres Angebot eines Einzelfallhelfers sei ihm weder vom
Antragsgegner angeboten worden noch sonst bekannt. Im Ã�brigen sei ein Wechsel
in der Person der Einzelfallhelferin fÃ¼r ihn unzumutbar, da gerade bei Kindern mit
einer geistigen Behinderung die KontinuitÃ¤t der Betreuungspersonen besonders
wichtig sei.

Der Beigeladene hat keinen Antrag gestellt. Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung
fÃ¼r zutreffend. Bei dem Bescheid des staatlichen Schulamtes vom 18. Juni 2003
handele es sich um eine Zuweisungsentscheidung, an die der SozialhilfetrÃ¤ger
gebunden sei. Bei der Einzelfallhilfe handele sich um Hilfestellungen zur praktischen
BewÃ¤ltigung der im Zusammenhang mit dem Besuch einer Schule stehenden
Schwierigkeiten und nicht um weitergehende pÃ¤dagogische MaÃ�nahmen. Nach
den Feststellungen im ErÃ¶rterungstermin vor dem Sozialgericht Potsdam am 02.
August 2005 sei davon auszugehen, dass sich an dem Hilfebedarf des Antragstellers
weder qualitativ noch an dessen Umfang Entscheidendes geÃ¤ndert habe.

Das Sozialgericht hat der Beschwerde nicht abgeholfen.

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes zum Zeitpunkt der
Entscheidung wird auf die Gerichtsakte, auf die VerwaltungsvorgÃ¤nge des
Antragsgegners und des Beigeladenen sowie auf die beigezogenen Akten des
Sozialgerichts Potsdam zu den GeschÃ¤ftszeichen S 20 SO 30/05 ER, S 20 SO 47/05
und S 20 SO 48/05 Bezug genommen, die vorgelegen haben und Gegenstand der
Beratung gewesen sind.

II.

Die Beschwerde ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht Potsdam hat
den Antragsgegner zu Recht im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet,
dem Antragsteller im Schuljahr 2005/2006 vorlÃ¤ufig Einzelfallhilfe zu seiner
Beschulung durch die Grundschule T im zeitlichen Umfang von 20 Stunden je
Schulwoche zu gewÃ¤hren.

Nach Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� sind einstweilige
Anordnungen zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. Die Notwendigkeit der vorlÃ¤ufigen
Regelung (Anordnungsgrund) und der geltend gemachte Anspruch
(Anordnungsanspruch) sind glaubhaft zu machen (Â§ 86 b Abs. 2 Satz 3 SGG i. V. m.
Â§Â§ 920 Abs. 2, 294 Zivilprozessordnung â�� ZPO -).

Der Antragsteller hat zur Ã�berzeugung des Senats einen Anspruch auf
Ã�bernahme der Kosten eines Integrationshelfers im Rahmen der
Eingliederungshilfe glaubhaft gemacht.
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Dieser Anspruch folgt aus Â§Â§ 53, 54 Abs. 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch
â�� SGB XII â�� i. V. m. Â§ 12 Eingliederungshilfeverordnung â�� EinglHVO -.
Danach sind Leistungen der Eingliederungshilfe auch Hilfen zu einer allgemeinen
Schulbildung, vor allem im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht, und umfassen
diese Hilfen auch MaÃ�nahmen zugunsten behinderter Kinder und Jugendlicher,
wenn die MaÃ�nahmen erforderlich und geeignet sind, den Behinderten den
Schulbesuch im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht zu ermÃ¶glichen oder zu
erleichtern. Diese Voraussetzungen sind vorliegend erfÃ¼llt.

Die vom Antragsteller beanspruchte Hilfe durch Ã�bernahme der Kosten eines
Integrationshelfers fÃ¼r den Besuch der Grundschule T ist eine MaÃ�nahme zu
einer angemessenen Schulbildung im Sinne von Â§Â§ 53, 54 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII i.
v. m. Â§ 12 EinglHVO.

Ob der Besuch einer allgemeinen Schule die fÃ¼r ein behindertes Kind
angemessene Schulbildung vermittelt, hat nicht der TrÃ¤ger der Jugend- oder
Sozialhilfe zu beurteilen. Dies richtet sich vielmehr allein nach Schulrecht. GemÃ¤Ã�
Â§ 54 Abs. 1 Nr. 1 2. Halbsatz SGB XII bleiben nÃ¤mlich die Bestimmungen des
Schulrechts Ã¼ber die ErmÃ¶glichung der Schulbildung im Rahmen der
allgemeinen Schulpflicht unberÃ¼hrt. In welchem Umfang eine bestimmte, nach
den Bestimmungen des Schulrechts vorgesehene Beschulung den geistigen und
kÃ¶rperlichen FÃ¤higkeiten des Behinderten entspricht, ist der PrÃ¼fung der
SchulbehÃ¶rde vorbehalten.

Es kann dahingestellt bleiben, ob es sich bei dem Bescheid des Staatlichen
Schulamtes vom 19. August 2003, mit dem die Zuweisung des Antragstellers an die
Sonderschule widerrufen und seine Aufnahme an der allgemeinen Grundschule T
ausgesprochen worden ist, um eine Zuweisung im schulrechtlichen Sinne handelt.
Denn es fehlt jedenfalls an einer anderweitigen Zuweisung.

Solange aber â�� wie hier â�� die SchulaufsichtsbehÃ¶rde nicht entschieden hat,
dass der eine Regelschule besuchende Schulpflichtige zum Besuch einer seiner
Behinderung entsprechenden Sonderschule verpflichtet ist, kann der
SozialhilfetrÃ¤ger das schulpflichtige Kind nicht darauf verweisen, eine
Sonderschule zu besuchen, um die GewÃ¤hrung von Eingliederungshilfe
Ã¼berflÃ¼ssig zu machen (OVG NRW, Urteil vom 12. Juni 2002 â�� 16 A 5013/00
â�� juris MWRE 202011178). Dies gilt umso mehr, als nach dem Brandenburger
Schulgesetz â�� BbgSchulG â�� vorrangig von einer Beschulung von Menschen mit
Behinderungen im gemeinsamen Unterricht mit SchÃ¼lerinnen und SchÃ¼lern
ohne sonderpÃ¤dagogischen FÃ¶rderbedarf ausgegangen wird (Â§ 3 Abs. 4
BbgSchulG). Verzichtet die SchulbehÃ¶rde auf die Zuweisung an eine Sonderschule
und hÃ¤lt die Beschulung an einer Regelschule mithin fÃ¼r mÃ¶glich, ist dieser
EinschÃ¤tzung auch die Ã�berlegung vorangegangen, dass ein solcher Schulbesuch
nur mit Hilfe eines UnterstÃ¼tzers mÃ¶glich ist (vgl. Grube/Wahrendorf, SGB XII, Â§
54, Rn. 22 a. E.; VGH Mannheim VBlBW 2003, 329, 330).

Der Antragsteller hat auch hinreichend glaubhaft gemacht, dass die begehrte Hilfe
ihrer Art nach zu seiner Eingliederung geeignet und erforderlich ist. Im Rahmen des
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Eilrechtsschutzes dÃ¼rfen die Anforderungen an die Glaubhaftmachung durch den
Antragsteller des Eilverfahrens nicht Ã¼berspannt werden (BVerfG 1 BvR 569/05
vom 12. Mai 2005, Breithaupt 2005, S. 803 ff.). Nach den aktenkundigen
AusfÃ¼hrungen der Klassenleiterin des Antragstellers Frau R in einer
zusammenfassenden Aufstellung vom 02. Mai 2005, die diese im
ErÃ¶rterungstermin vor dem Sozialgericht am 02. August 2005 wiederholt hat, weist
der Antragsteller neben den BeeintrÃ¤chtigungen in seiner geistigen Entwicklung
auch BeeintrÃ¤chtigungen in der Feinmotorik, der Wahrnehmung, der Sprache und
im Bereich des Sozialverhaltens auf. Seine verminderte WahrnehmungsfÃ¤higkeit
(starke Brille), die auÃ�erdem noch durch Reize aus der Umgebung hÃ¤ufig
eingeschrÃ¤nkt wird, fÃ¼hre dazu, dass er Gefahrenquellen nicht immer erkenne.
Er werde deshalb von der Betreuerin morgens vom Auto abgeholt und Ã¼berquere
mit ihr gemeinsam die StraÃ�e. Auch auf allen anderen GÃ¤ngen durch das
Schulhaus und Ã¼ber das SchulgelÃ¤nde werde er begleitet und an eine langsame,
kontrollierte und den Regeln entsprechende Fortbewegung erinnert. Der
Antragsteller kÃ¶nne Handlungen, z. B. ToilettengÃ¤nge, nicht allein erledigen, da
er beim Anziehen (Feinmotorik) und HÃ¤ndewaschen (Anleitung und
WillensstÃ¤rkung) Hilfe benÃ¶tige, unerlaubt in andere RÃ¤ume gehe und nicht
selbstÃ¤ndig zurÃ¼ckkehre (kein ZeitgefÃ¼hl). Der Antragsteller weise Weglauf-
Tendenzen im Zusammenhang mit aktuellen BedÃ¼rfnissen (Durst, Wasserlassen)
auf, denen er unvorhergesehen und unvermittelt nachkomme. Ferner bedÃ¼rfe er
Hilfestellungen beim Auspacken seiner Arbeitsmittel, beim Umgang mit
SchreibgerÃ¤ten und der Schere und bei der Nutzung anderer individueller
Lernmittel. Diese Hilfestellungen kÃ¶nne ihm die Lehrerin nicht kontinuierlich
bieten, da sie auch anderen SchÃ¼lern Hilfestellungen leisten mÃ¼sse. Ferner
benÃ¶tige er zusÃ¤tzliche Ruhepausen, in denen er sich mit einer Einzelfallhilfe in
einen ruhigeren Raum zurÃ¼ckziehen kÃ¶nnen mÃ¼sse. Bei allen Verrichtungen im
Tagesablauf (Umziehen zum Sportunterricht, Tellertragen beim Mittagessen,
Auswickeln des Pausenbrotes) erforderten seine feinmotorischen Schwierigkeiten
stÃ¤ndige Hilfestellungen und Orientierungen. Daher sei fÃ¼r den Antragsteller
wÃ¤hrend der gesamten Unterrichtszeit, das sind 5 Stunden tÃ¤glich,
einschlieÃ�lich der Pausen diese Betreuung erforderlich.

Diese Zusammenstellung der Klassenleiterin gibt ausweislich der AusfÃ¼hrungen
der Schulleiterin Frau P im ErÃ¶rterungstermin vor dem Sozialgericht die Auffassung
der GesprÃ¤chsteilnehmer an einem FallgesprÃ¤ch betreffend den Antragsteller
vom 24. Mai 2005 wieder, an dem neben den Eltern und der Klassenlehrerin auch
die fÃ¼r den Antragsteller eingesetzte SonderpÃ¤dagogin und dessen
Einzelfallhelferin sowie eine Protokollantin teilgenommen haben. Dem kann der
Antragsgegner nicht mit dem Hinweis entgegengetreten, dass der Antragsteller
ausweislich des letzten Entwicklungsberichts der SonderpÃ¤dagogin bereits
erheblich selbstÃ¤ndiger sei als von der Zeugin bekundet.

Bei den geschilderten Hilfestellungen durch die Einzelfallhilfe handelt es sich
erkennbar um Hilfestellungen zur praktischen BewÃ¤ltigung der im Zusammenhang
mit dem Besuch einer Schule stehenden Schwierigkeiten und nicht um
sonderpÃ¤dagogische MaÃ�nahmen. Dass diese Aufgaben wÃ¤hrend der
Anwesenheit der vom Schulamt bereitgestellten SonderpÃ¤dagogin von dieser
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Ã¼bernommen werden, erhebt die lebenspraktischen Hilfestellungen nicht in den
Rang von sonderpÃ¤dagogischen schulischen FÃ¶rdermaÃ�nahmen.

Auch der Grundsatz des Nachrangs der Sozialhilfe gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 1 SGB XII
steht hier dem geltend gemachten Eingliederungsanspruch nicht entgegen, selbst
wenn es Aufgabe der SchulbehÃ¶rde beziehungsweise des SchultrÃ¤gers sein
sollte, das fÃ¼r die sonderpÃ¤dagogische FÃ¶rderung von schulpflichtigen Kindern
erforderliche fachlich qualifizierte Personal sowie das fÃ¼r die damit
zusammenhÃ¤ngenden Hilfestellungen im Unterricht erforderliche zusÃ¤tzliche
Personal zu stellen beziehungsweise die Kosten hierfÃ¼r zu tragen (Â§ 68 Abs. 1
und 2, Â§ 29 Abs. 2 BbgSchulG). Denn der Nachrang der Sozialhilfe setzt voraus,
dass ein solcher Anspruch rechtzeitig durchgesetzt werden kann und die
anderweitige Hilfe tatsÃ¤chlich bereitsteht. Letzteres war vorliegend aber nicht der
Fall. Denn das Staatliche Schulamt WÃ¼nsdorf hatte ausdrÃ¼cklich mit Bescheid
vom 13. Januar 2005 den Einsatz weiteren pÃ¤dagogischen Personals fÃ¼r den
Antragsteller, Ã¼ber die bewilligte ergÃ¤nzende FÃ¶rderung durch eine
sonderpÃ¤dagogische Fachkraft hinaus, abgelehnt. Es entspricht aber
hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung, dass der betroffene BÃ¼rger auf dem Gebiet
des Sozialhilferechts und des Sozialrechts allgemein nicht gezwungen werden kann,
den Streit Ã¼ber die ZustÃ¤ndigkeit zwischen den BehÃ¶rden auf sein Risiko und
seine Kosten zu klÃ¤ren. Der ZustÃ¤ndigkeitsstreit ist vielmehr von den beteiligten
BehÃ¶rden auszutragen. Bei der Beurteilung, ob der Hilfesuchende sich in einem
seinen Sozialhilfeanspruch ausschlieÃ�enden Sinne selbst helfen kÃ¶nne â�� wozu
je nach den UmstÃ¤nden des Einzelfalles auch die Beschreitung des Rechtswegs
gehÃ¶ren kann -, kommt es nicht entscheidend darauf an, ob der Hilfesuchende
einen Rechtsanspruch gegen einen Dritten hat, sondern darauf, ob er die
benÃ¶tigte Hilfe auch tatsÃ¤chlich erhalten oder den Anspruch gegen den Dritten
rechtzeitig realisieren kann (Bundesverwaltungsgericht, 5 C 38.92 â�� Buchholz
436.0 Â§ 2 BSHG Nr. 16).

Nach alledem hat der Antragsteller einen zusÃ¤tzlichen Betreuungsbedarf im
zeitlichen Umfang von 20 Stunden je Schulwoche im Schuljahr 2005/2006 nach der
im einstweiligen Rechtsschutzverfahren nur mÃ¶glichen summarischen PrÃ¼fung
ausreichend glaubhaft gemacht.

Der Antragsgegner kann im Rahmen des vorliegenden Verfahrens nicht mit dem
Einwand gehÃ¶rt werden, dass die Schulhelferin des Antragstellers von ihrer
Ausbildung her Ã¼berqualifiziert und zu teuer sei. Denn die HÃ¶he der Kosten fÃ¼r
die dem Antragsteller zugesprochene Einzelfallhilfe war nicht Gegenstand des
einstweiligen Rechtsschutzverfahrens. Ob der Antragsteller auf die
Inanspruchnahme einer kostengÃ¼nstigeren BetreuungsmÃ¶glichkeit verwiesen
werden kann, ist daher nicht Gegenstand des Beschwerdeverfahrens und kann im
Ã�brigen nicht ohne zeitraubende weitere Ermittlungen und somit nicht im Rahmen
eines vorlÃ¤ufigen Eilrechtsschutzverfahrens geklÃ¤rt werden.

Ein Anordnungsgrund besteht. Ein Aussetzen der seit lÃ¤ngerer Zeit in Anspruch
genommenen Schulhilfe bis zum Ergehen einer vollziehbaren Entscheidung im
Hauptsacheverfahren hÃ¤tte fÃ¼r den Antragsteller unzumutbare Folgen.
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Namentlich wÃ¼rde der bislang bereits erreichte Eingliederungserfolg in Frage
gestellt werden. Im Hinblick darauf, dass die Eltern des Antragstellers eine
zusÃ¤tzliche Einzelfallhilfe in den beiden vorangegangenen Schuljahren bereits
vorfinanziert haben, ist ihnen das erneute Vorstrecken der fÃ¼r die Einzelfallhilfe
erforderlichen finanziellen Mittel nicht mehr zuzumuten. Ein Anordnungsgrund wird
auch nicht dadurch in Frage gestellt, dass der Antragsteller Leistungen der
Pflegekasse erhÃ¤lt. Das dem Antragsteller gewÃ¤hrte Pflegegeld dient der
Sicherstellung der hÃ¤uslichen Pflege. Dem Antragsteller ist nicht zuzumuten,
dieses Geld fÃ¼r die Dauer des Hauptsacheverfahrens fÃ¼r eine
EingliederungsmaÃ�nahme einzusetzen; zumal es die Kosten der Einzelfallhilfe nur
zu einem geringen Teil abdecken kÃ¶nnte.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG analog.

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 16.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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